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Krise als Normalzustand – so möchte man die aktuelle Lage Griechenlands bezeichnen. 
Die  Not  ist  groß,  nicht  nur  wegen der  Wirtschafts-  und Finanzlage  und der  aktuellen 
Flüchtlingsdramatik an den griechischen Grenzen, sondern vor allem wegen der innenpoli-
tischen Situation und der angespannten Beziehungen zu den Euro-Partnern. Diese Bezie-
hungen verschlechterten sich stark nach den Wahlen vom 25. Januar 2015. Wie die vierte 
Überprüfung der Umsetzung des Reformprogramms durch die Troika gezeigt hat,  hatte 
Griechenland 2014 durchaus Fortschritte erzielt. So wurde die Zahl der Mitarbeiter in der 
öffentlichen Verwaltung verringert, der Arbeits- und Strommarkt liberalisiert, die Banken-
branche reorganisiert,  teilweise auch rekapitalisiert,  und in den Universitäten die Leis-
tungsorientierung verstärkt. Dagegen blieben andere Aufgaben zum großen Teil unerledigt: 
Noch  immer  fehlen  eine  unabhängige  Haushaltsbehörde  zur  Kontrolle  der  Staatsaus-
gaben,  leistungsorientierte  Prämien  und  ausreichend  Effizienz  im  öffentlichen  Dienst. 
Außerdem wurde die Praxis der Frühverrentung nicht angegangen und Personen ohne Ein-
kommen leben weiterhin ohne ein hinreichendes soziales Netz. Das dringend erforderliche 
Grundstückkataster fehlt, weshalb auch die Erlöse bei der angestrebten Privatisierung von 
Staatseigentum weit  hinter  den Erwartungen geblieben sind.  Während im ersten Hilfs-
programm vom Mai 2010 Privatisierungserlöse in Höhe von 50 Mrd. Euro veranschlagt 
waren, sind von 2011 bis 2013 tatsächlich lediglich 2,6 Mrd. Euro eingenommen worden.1 
Einige vereinbarte Projekte wurden zwar gestartet, sind aber noch immer nicht abgeschlos-
sen: Abbau des Haushaltsdefizits, Einrichtung einer unabhängigen Steuerbehörde, Libera-
lisierung der Gütermärkte und freien Berufe, Privatisierung, Reduzierung der Rentenaus-
gaben,  Abschaffung  von  Privilegien  im  Rentensystem,  Reorganisation  des 
Gesundheitswesens und Justizreform.2 Dabei muss berücksichtigt  werden, dass die alte 
Regierung den Reformen zwar zugestimmt, deren Umsetzung aber schon im März 2014 
wegen der Europawahl und der nationalen Parlamentswahl weitgehend eingestellt hatte.

Im dritten Quartal 2014 stellte sich erstmals mit 0,7 Prozent ein positives Wirtschafts-
wachstum ein, was einer guten Tourismussaison und der Erholung der Handelsschifffahrt 
geschuldet  war. Aufgrund der politischen Unsicherheit wurden im vierten Quartal viele 
Investitionsentscheidungen auf Eis gelegt, weshalb das Bruttoinlandsprodukt (BIP) gegen-
über dem Vorquartal um 0,4 Prozent sank.3 Nach einem Primärüberschuss von 1,5 Mrd. 
Euro 2013 wurde in den ersten zehn Monaten des Jahres 2014 ein Überschuss von 2,4 
Mrd. Euro erreicht. Die leichte wirtschaftliche Erholung hatte auf den Schuldenstand noch 
keine Auswirkung, der mit 318,35 Mrd. Euro einen Anteil von 174,7 Prozent des BIP und 
damit den höchsten Anteil seit Ausbruch der Schuldenkrise im Jahr 2009 erreichte. Ver-

1 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Die Krux mit der Privatisierung, 14.7.2015.
2 Europäische Kommission: The Second Economic Adjustment Programme for Greece. Fourth Review – 

April 2014, Brüssel 2014.
3 Griechisches Statistisches Amt: Quarterly National Accounts: 4th Quarter 2014 (Provisional data). Presse-

mitteilung.  Piräus,  27.  Februar  2015;  Jens  Bastian:  Ist  die  wirtschaftliche  Erholung  in  Griechenland 
nachhaltig?, in: Südosteuropa Miteilungen 5-6/2014, S. 8-25.
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geblich versuchte Griechenland im Spätherbst 2014, sich auf den Finanzmärkten wieder zu 
refinanzieren. Für zehnjährige Anleihen hätte Griechenland eine Rendite von 8,1 Prozent 
offerieren müssen, was das Land überforderte. Gegenüber dem Vorjahr sank die Arbeitslo-
sigkeit 2014 von 27,3 auf 25,8 Prozent. Mithin gab es vor den Parlamentswahlen im Janu-
ar 2015 ein, wenn auch schwaches, Licht am Ende Tunnels.

Regierungswechsel

Dass in Griechenland ein Regierungswechsel bevorstand, hatten nicht nur Meinungsumfra-
gen, sondern auch die Europawahlen vom Mai 2014 angekündigt. Bei einer Wahlbeteili-
gung von 60 Prozent – trotz Wahlpflicht – gewann die linksradikale SYRIZA (Synaspis-
mos Rizospastikis Aristeras, Koalition der Radikalen Linken) mit 26,6 Prozent (2009: 4,7 
Prozent) deutlich an Stimmen, während die Neue Demokratie (Nea Dimokratia, ND) mit 
22,7 Prozent knapp ein Drittel ihrer Stimmen einbüßte. Die Panhellenische Sozialistische 
Bewegung (Panellinio Sosialistiko Kinima, PASOK) schloss sich 2014 dem Wahlbündnis 
Olivenbaum an und erzielte nur 8 statt 36,7 Prozent (2009) als eigenständige Partei. Die  
neofaschistische Goldene Morgenröte (Chrysi Avyi, CA) kandidierte 2014 erstmalig auf 
EU-Ebene und gewann 9,4 Prozent. Die rechtspopulistische Partei Unabhängige Griechen 
(ANEL) erzielte 3,5 Prozent.4 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen Parlament am 25. Mai 2014 in Prozent.

SYRIZA ND Goldene Morgenröte Olivenbaum To Potami KKE ANEL LAOS DIMAR Sonstige

26,6 22,7 9,4 8,0 8,6 6,1 3,5 2,7 1,2 13,2

So ging aus der Parlamentswahl vom 25. Januar 2015 SYRIZA unter Alexis Tsipras als 
Sieger hervor. Diese lehnte die Hilfsprogramme der Gläubiger energisch ab, seien diese 
doch die eigentliche Ursache von Griechenlands Malaise, weil die Gläubiger einseitig auf 
Austerität setzten. Bei einer Wahlbeteiligung von 63,9 Prozent konnte sie mit 36,3 Prozent 
ihr Wahlergebnis gegenüber 2012 um knapp 10 Prozent verbessern und stellte nun gut 
doppelt so viele, nämlich 149, Abgeordnete im Athener Parlament. Obwohl das Wahlsys-
tem in Griechenland die stärkste Partei mit 50 zusätzlichen Sitzen belohnt, wurde die ab-
solute Mehrheit in dem aus insgesamt 300 Abgeordneten bestehenden Parlament verpasst. 
Der Stimmanteil der bisherigen Regierungspartei ND sank um nur knapp 2 Prozent auf 
27,8 Prozent, während der Verlust bei den Parlamentsabgeordneten viel deutlicher war: 
Die Fraktion schrumpfte von 129 auf 76 Abgeordnete. Ihren vormaligen Koalitionspartner 
PASOK traf es weit schlimmer. Diese Partei, die das Land seit 1981 maßgeblich politisch 
beeinflusst hatte, schrumpfte von 12,3 Prozent auf 4,7 Prozent. Statt mit 33 war sie nun 
mit nur 13 Abgeordneten im Parlament vertreten. Drittstärkste Partei  wurde die neofa-
schistische Goldene Morgenröte, die 6,3 Prozent der Wahlstimmen (2012: 6,9 Prozent) 
und 17 statt vorher 18 Parlamentssitze erhielt. Die 2014 von dem TV-Moderator Stavros 
Theodorakis gegründete,  linksliberal  ausgerichtete Partei To Potami (Der Fluss) konnte 
6,1 Prozent der Stimmen und 17 Abgeordnete für sich verbuchen. Hatten die orthodoxen 
Kommunisten (Kommounistiko Komma Elladas, KKE) bei vergangenen Wahlen Ergebnis-
se bis fast 10 Prozent erreicht, so verloren sie ebenso wie die PASOK Wähler an SYRIZA. 
Die KKE kam auf 5,5 Prozent im Vergleich zu 4,5 Prozent im Jahre 2012 und auf 15 statt  

4 Heinz-Jürgen Axt: Rechtsextreme als Gewinner der Krise? Südeuropäische Europawahlergebnisse im Ver-
gleich, in: Michael Kaeding/Niko Switek (Hrsg.): Die Europawahl 2014, Wiesbaden 2015, S. 89-101.
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12 Abgeordneten. Die KKE ist gegen die europäische Integration und den Euro. Hier weist 
sie Gemeinsamkeiten mit dem linken Flügel von SYRIZA auf, der auf gut 30 Prozent der 
Abgeordneten geschätzt wird. Die sich vorwiegend aus ehemaligen ND-Mitgliedern spei-
sende Partei Unabhängige Griechen (Anexartitoi Ellines, ANEL) musste mit 4,8 Prozent 
und 13 Sitzen Verluste von jeweils circa einem Drittel hinnehmen. Die gemäßigt linksge-
richtete Partei Demokratische Linke (Dimokratiki Aristera, DIMAR) scheiterte 2015 an 
der Drei-Prozent-Hürde, nachdem sie 2012 noch 6,3 Prozent der Stimmen und 17 Abge-
ordnete gewonnen hatte. Die Wahl zum Staatspräsidenten fand im Dezember 2014 und 
Februar 2015 statt. Prokopis Pavlopoulos löste Amtsinhaber Karolus Papoulias ab und trat 
am 13. März 2015 sein Amt an.

Weil SYRIZA eine absolute Mehrheit im griechischen Parlament verfehlte, ging sie eine 
Koalition  ein  –  ausgerechnet  mit  der  rechtspopulistischen  ANEL.  Die  Parteien  haben 
wenig gemein in ihrer ideologischen Herkunft, Wirtschafts-, Sozial- und Einwanderungs-
politik; doch wenn es um die im Memorandum getroffenen Vereinbarungen mit Internatio-
nalem Währungsfonds (IWF), Europäischer Zentralbank (EZB) und Euro-Partnern, anti-
deutsche Ressentiments oder die Haltung gegenüber Russland geht, vereint sie doch weit 
mehr, als man auf Anhieb vermutet. Von den heutigen SYRIZA-Aktivisten sind viele ehe-
malige Mitglieder der Kommunisten. In der Parteimitgliedschaft sind Akademiker und Be-
schäftigte  im  öffentlichen  Dienst  überrepräsentiert.5 Antikapitalismus,  Globalisierungs-
kritik, Antiamerikanismus und Euroskeptizismus haben die SYRIZA-Strategie von Anfang 
an geprägt.  Der Vertrag von Lissabon wurde abgelehnt. Im Europäischen Parlament ist 
SYRIZA Mitglied der Fraktion Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke. Bei 
der Eröffnung der Messe in Thessaloniki 2014 kündigte Parteiführer Tsipras an, mit den 
Gläubigern verhandeln zu wollen, um folgende Ziele durchzusetzen: Erlass des größeren 
Teils der griechischen Schulden, Einberufung einer europäischen Schuldenkonferenz für 
Südeuropa, Einführung einer  Wachstumsklausel,  wonach Schulden nur bei  Wirtschafts-
wachstum zurückgezahlt  werden,  Moratorium des  Schuldendienstes,  ein  „Europäischer 
New Deal“ zur Finanzierung öffentlicher  Investitionen und direkter  Staatsanleihenkauf 
durch die EZB sowie Reparationszahlungen in Höhe von 11 Mrd. Euro durch Deutschland. 
Versprochen wurden steigende öffentliche Investitionen um wenigstens 4 Mrd. Euro und 
die Anhebung von Gehältern und Renten, um mit  steigender Nachfrage die Wirtschaft 
anzukurbeln. Statt sich wie die Vorgängerregierung Deutschland zu „unterwerfen“, wollte 
SYRIZA eine breite Allianz in Europa formieren. Zur Außenpolitik hat SYRIZA in der 
Vergangenheit  unter  anderem folgende  Forderungen  erhoben:  Austritt  aus  der  NATO, 
Schließung ausländischer Militärbasen, Beendigung der Zusammenarbeit mit Israel und 
keine Beteiligung an Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(GSVP) in Afghanistan und auf dem Balkan. Gegenüber der Türkei will sie die Beziehun-
gen immerhin stabilisieren, gegenüber Mazedonien bei der Namensfrage konzessionsbe-
reiter auftreten und der türkischsprachigen Minderheit in Nordgriechenland entgegenkom-
men. Wenn es um die Beziehungen zu Russland geht, nimmt SYRIZA eine Außenseiter-
position unter den EU-Partnern ein. Am 26. Februar 2014 äußerte das Politische Sekretari-
at von SYRIZA, westliche „imperialistische Mächte und gierige Finanzinteressen“ wollten 
sich die Ukraine einverleiben und unterstützten „ukrainische Neonazis“ gegen die dortigen 

5 Julian Marioulas: Die griechische Linke, in: Birgit Daiber/Cornelia Hildebrandt/Ana Striethorst (Hrsg.):  
Von Revolution bis Koalition. Linke Parteien in Europa, Berlin 2010, S. 270-287, hier S. 272.
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Kommunisten.6 Konsequenterweise  stimmten  SYRIZA-Abgeordnete  im  Europäischen 
Parlament am 14. Januar 2015 gegen die Entschließung zur Situation in der Ukraine, in 
der „Russlands aggressive Expansionspolitik auf das Schärfste“ verurteilt und die „Beibe-
haltung der derzeitigen EU-Sanktionen“ verlangt wird.7

Am 8. Februar 2015 trug Tsipras seine Regierungserklärung als Ministerpräsident vor. 
Zwar war vom Schuldenerlass nicht länger die Rede, doch lehnte er die Verlängerung des  
seit  2012 laufenden Hilfsprogramms und die  Troika  aus EZB,  IWF und Europäischer 
Kommission ab. Statt Schuldenschnitt verlangte er eine Umstrukturierung der Schulden. 
Zunächst sollte es ein Überbrückungsprogramm von mindestens 10 Mrd. Euro geben, um 
die aktuelle Finanznot kurzfristig zu beheben und Zeit zu gewinnen. An Unterstützungs-
maßnahmen für Bedürftige und Wiedereinstellung entlassener Beamter wurde festgehalten 
und die Erhöhung des Mindestlohnes für 2016 versprochen. Der Hauptkampf werde sich 
gegen die Korruption und die Steuerflucht richten.8 Darauf reagierte die Athener Börse mit 
Kursverlusten von bis zu 6 Prozent.9

Kehrtwende und Verhandlungen mit den Gläubigern

Bereits 28 Tage nach Bildung der neuen Regierung musste diese – nicht aus Einsicht, son-
dern aus purer Finanznot – von den radikalen Forderungen nach Schuldenerlass Abstand 
nehmen und um eine Anschlussfinanzierung bitten.10 Die Verhandlungen mit den Gläubi-
gern von IWF, Euro-Partnern und EZB gestalteten sich in oft dramatischer Weise,  was 
angesichts der überzogenen Erwartungen und der Unerfahrenheit der griechischen Regie-
rung wenig verwunderlich war. Ihre Bemühungen Bündnispartner unter den Regierungen 
anderer  EU-Staaten (Italien  und Frankreich)11 zu finden,  scheiterten.  Erfolglos  blieben 
auch die Versuche Athens, frisches Geld in Moskau einzutreiben.

Mitten hinein in die Athener Drohgebärden kam die Entscheidung des EZB-Rates vom 
4. Februar 2015, griechische Anleihen ab dem 11. Februar 2015 nicht mehr als Sicherhei-
ten zu akzeptieren, weil die Umsetzung der vereinbarten Reformen nicht gesichert sei. Das 
griechische Bankensystem konnte fortan nur durch EZB-Mittel im Rahmen der Emergency 
Liquidity Assistance (ELA) halbwegs funktionsfähig gehalten werden. Im Juli 2015 kamen 
die  ELA-Mittel  auf  90,5  Mrd.  Euro.  In  Griechenland  kam es  zu  einem regelrechten 
Bankensturm und von Januar  bis  Juni  2015 zu  einer  Kapitalflucht  von  über  45  Mrd. 

6 SYRIZA: Statement of the Political Secretariat of SYRIZA on the issue of Ukraine, 27.2.2014, abrufbar 
unter:  http://www.SYRIZA.gr/article/id/55098/Statement-of-the-Political-Secretariat-of-SYRIZA-on-the-
issue-of-Ukraine.html#.VMuZpiw-Peg (letzter Zugriff: 15.7.2015).

7 Europäisches Parlament: Gemeinsamer Entschließungsantrag zur Lage in der Ukraine. Brüssel, 14. Januar 
2015, Dok. RC-B8-0008/2015; Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke: Vote on EP resoluti-
on on the situation in Ukraine, 19.1.2015, abrufbar unter:  http://www.guengl.eu/group/delegation_news/ 
vote-on-ep-resolution-on-the-situation-in-ukraine (letzter Zugriff: 15.7.2015).

8 Protothema News: PM A. Tsipras spoke in Parliament opening three days of speeches that culminate with 
a vote of confidence at midnight on Tuesday, 8.2.2015, abrufbar unter: http://en.protothema.gr/happening-
now-pm-a-tsipras-speech-in-parliament-watch-live/ (letzter Zugriff: 9.2.2015); Ekathimerini: Greek prime 
minister  not  backing  down,  8.2.2015,  abrufbar  unter:  http://www.ekathimerini.com/4dcgi/_w_articles 
_wsite1_1_08/02/2015_547025 (letzter Zugriff: 9.2.2015).

9 Werner Mussler: Die Troika lässt sich nicht abschaffen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 10.2.2015.
10 Heinz-Jürgen  Axt:  Griechenlands  neue  Regierung:  Wahlversprechen  und  Realpolitik,  in:  integration 

2/2015,  S.  103-128;  Regierung Tsipras  fordert  Gläubiger  heraus –  Verhandlungen  im Zeichen  akuter
Finanznot, in: Südosteuropa-Mitteilungen, 2/2015, S. 20-35.

11 Rom und Paris halten selbst Athener Staatsanleihen in nicht unerheblichem Ausmaß.
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Euro.12 Nach langem Zögern schloss  die griechische Regierung am 29.  Juni 2015 die 
Banken  und  führte  Kapitalverkehrskontrollen  ein,  die  am 18.  August  2015  gelockert 
wurden. Bis die Banken am 20. Juli 2015 wieder öffneten, konnten griechische Bürger nur 
noch maximal 60 Euro täglich abheben. Ebenfalls am 11. Februar 2015 traf sich der grie-
chische Finanzminister Yanis Varoufakis zum ersten Mal mit seinen Kollegen aus dem 
Euro-Raum, um über eine Finanzhilfe zu beraten. Im folgenden Verhandlungsmarathon 
blieb Varoufakis konkrete Pläne zur Lösung der Schuldenprobleme schuldig, weshalb die 
Verhandlungen  wenig  konstruktiv  verliefen.  Die  Gläubiger  beklagten,  Athen  zerstöre 
Vertrauen.  Mitte  Mai  2015  sah  sich  Tsipras  genötigt,  seinen  kooperationsunwilligen 
Finanzminister zu entlassen und durch Efkledes Tsakalatos zu ersetzen. In der Frage, unter 
welchen Bedingungen die  aus  dem zweiten Hilfsprogramm für Griechenland noch zur 
Verfügung  stehenden  7,2  Mrd.  Euro  ausgezahlt  werden  könnten,  damit  Athen  seinen 
laufenden Verpflichtungen nachkommen konnte, wurde keine Einigung erzielt. Athen ließ 
Fristen verstreichen wie die am 30. Juni 2015 fällige Rate in Höhe von 1,6 Mrd. Euro an 
den IWF – ein in der Geschichte des IWF einmaliger Vorgang.

Nachdem der Sondergipfel  der  Staats- und Regierungschefs am 22. Juni 2015 ohne
Einigung zu Ende gegangen war, beschloss die Athener Regierung, am 5. Juli 2015 ein Re-
ferendum durchzuführen. Ungewöhnlich war, dass die Regierung die Bürger nicht aufrief, 
ihre Vorstellungen zu beurteilen, sondern die Forderungen der Gläubiger abzulehnen. Als 
Akt der Demokratie deklariert, war dies tatsächlich bloß der Versuch, den Druck auf die 
Gläubiger zu erhöhen, um eigene Vorstellungen durchsetzen zu können. Die Regierung 
ignorierte, dass es nicht nur der griechischen Bevölkerung, sondern ebenso den Gläubi-
gern, ihren Parlamenten und Bevölkerungen zusteht, die Ergebnisse von Verhandlungen zu 
bewerten.13 Weil die Bürger vom Verhandlungsergebnis offensichtlich weitere Ein- schrän-
kungen und Sparmaßnahmen befürchteten, stimmten 61,31 Prozent mit „Nein“.14 Wegen 
der  akuten Finanznot  konnte  es  sich die  griechische  Regierung nicht  leisten,  die  Ver-
handlungen mit den Gläubigern abzubrechen. So ließ sie sich am 11. Juli 2015 vom Athe-
ner  Parlament  die  Vollmacht  für  Gläubigerverhandlungen  über  weitere  Spar-  und
Reformmaßnahmen  erteilen.  Zwar  stimmten  251  Abgeordnete  mit  „Ja“,  doch  wegen 
Widerstand in den eigenen Reihen kam die Regierungskoalition nur auf 145 Stimmen. 
Damit verfehlte sie eine eigene Mehrheit von 146 Stimmen, nur mit der Unterstützung der 
Opposition kam der nötige Rückhalt für Verhandlungen über ein drittes Hilfsprogramm 
zustande.

Am 12. Juli 2015 einigten sich die Gläubiger bei einem Treffen der Euro-Finanzminis-
ter auf eine Liste für das Treffen der Staats- und Regierungschefs am selben Tag, die nicht 
nur  die  üblichen  Spar-  und  Reformmaßnahmen  enthielt.  Der  deutsche  Finanzminister 
Wolfgang Schäuble brachte folgenden Vorschlag ein:  „Falls keine Vereinbarung erzielt 
werden kann, sollten Griechenland rasche Verhandlungen über eine Auszeit von der Euro-
Zone angeboten werden, mit möglicher Restrukturierung von Schulden.“ Dieser wurde in 

12 Die Bundesbank geht gar von 80 Mrd. Euro zwischen Dezember 2014 und Juni 2015 aus. Frankfurter All-
gemeine Zeitung: Für die griechischen Banken haften nur wenige Gläubiger, 18.8.2015;  Griechenland 
bekommt Vertrauensvorschuss, 20.8.2015.

13 Katharina Gnath/Isabell Hoffmann: Geld oder Demokratie? Griechenland und das Euro-Dilemma, in: Ber-
telsmann Stiftung spotlight Europe 3/2015.

14 Tagesschau.de: Varoufakis tritt zurück. "Minister No More!", 6.7.2015, abrufbar unter: http://www.tages-
schau.de/wirtschaft/varoufakis-299.html (letzter Zugriff: 18.9.2015).
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Klammern eingefügt, was darauf hinweist, dass nicht alle Minister dahinter standen.15 Mit 
der Idee Schäubles wurde nicht der „Grexit“ befürwortet, wohl aber klargestellt, dass der 
von Athen geforderte Schuldenschnitt wegen der Vertragslage nicht innerhalb der Eurozo-
ne verwirklicht  werden  kann.  Das Papier  der  Finanzminister  hatte  offensichtlich  seine 
Wirkung nicht verfehlt: Beim nachfolgenden Euro-Gipfel konnte man sich nach 17 Stun-
den Verhandlungen auf die Eckpunkte eines dritten Hilfspakets für Griechenland einigen.

Das dritte Hilfspaket für Griechenland

Folgende Konditionen formulierte das Dokument des Euro-Gipfels: Der IWF müsse bei 
einem dritten Hilfspaket beteiligt sein und das griechische Parlament müsse innerhalb von 
drei Tagen vier Gesetzespakte (Reform von Mehrwertsteuer, Rentensystem und Statistik-
behörde und Einführung der Schuldenbremse) und innerhalb von zehn Tagen die Umset-
zung der Bankenabwicklungsrichtlinie beschließen. Ein Privatisierungsfonds solle 50 Mrd. 
Euro  erbringen  und  Kontrollen  durch  die  Institutionen  weiter  erfolgen.  Ein  formeller 
Schuldenschnitt wurde ausgeschlossen. Bis zu 86 Mrd. Euro wurden als Finanzhilfe in 
Aussicht gestellt,  wozu auf den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) zurückge-
griffen  wird.  Bis  zu 35  Mrd.  Euro  sollen  zusätzlich  aus  verschiedenen EU-Fonds  für 
Investitionszwecke zur Verfügung gestellt werden.16 Tsipras verteidigte das Verhandlungs-
ergebnis als „best possible outcome“, schließlich sei es darum gegangen, den „Grexit“ zu 
verhindern.17 Am 15. Juli 2015 stimmte das griechische Parlament jenem Dokument zu 
und billigte die vier  Gesetzesvorhaben. Abermals erreichte die Regierung keine eigene 
Mehrheit und war auf die Opposition angewiesen. 

Damit war der Weg frei für die auf einer Telefonschaltkonferenz der Euro-Finanzminis-
ter  erzielte  Entscheidung,  Griechenland  einen  Überbrückungskredit  in  Höhe  von 7,16 
Mrd.  Euro  zu gewähren,  damit  ausstehende Rückzahlungen an IWF und EZB getätigt 
werden konnten.18 Der Deutsche Bundestag stimmte den Verhandlungen am 17. Juli 2015 
zu. Verabredungsgemäß beschloss das Athener Parlament am 22. Juli 2015 die Neuord-
nung der Zivilprozessordnung und die Umsetzung der Richtlinie zur Bankenabwicklung. 
Abermals verfehlte die griechische Regierung die eigene Mehrheit. Die innerparteiliche 
Opposition von SYRIZA unter Führung des ehemaligen Energieministers Panagiotis Lafa-
zanis wandte sich dabei nicht nur gegen das Memorandum mit den Gläubigern, sondern 
gründete eine eigene Gegenbewegung.19 Tsipras reagierte auf die linke Parteiopposition, 
indem er sein Kabinett umbildete und kompromissunwillige Minister entließ. Überhaupt 
hatte es die Regierung auf einmal eilig, eine Verständigung mit den Euro-Partnern herbei-

15 Tagesschau.de: Protokoll der Einigung mit Athen, 13.7.2015, abrufbar unter:  http://www.tagesschau.de/ 
griechenland-live-101.html (letzter Zugriff: 18.9.2015).

16 Euro-Gipfel: Euro Summit Statement. Mitteilung. Brüssel, 12. Juli 2015, Dok. SN 4070/15.
17 Premierminister Griechenlands: Prime Minister Alexis Tsipras’ statement following the conclusion of 

the  Eurozone  Summit,  13.7.2015,  abufbar  unter:  http://www.primeminister.gov.gr/english/2015/07/13/ 
prime-minister-alexis-tsipras-statement-following-the-conclusion-of-the-eurozone-summit/ (letzter  Zu-
griff: 17.8.2015).

18 Diese Mittel werden vom Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) zur Verfügung ge-
stellt, der vom EU-Haushalt und damit von allen EU-Staaten abgesichert ist. Im Fall von Verlusten haften 
die Nicht-Euro-Staaten allerdings nicht, sondern es wäre möglich, Griechenland den Betrag von künftigen 
regulären EU-Zahlungen abzuziehen. Nach Gewährung des dritten Hilfsprogramms hat Griechenland am 
20. August 2015 das Überbrückungsdarlehen zurückgezahlt.

19 Ekathimerini:  Lafazanis  announces  creation  of  anti-bailout  movement,  13.8.2015,  abrufbar  unter:  
http://www.ekathimerini.com/200525/article/ekathimerini/news/lafazanis-announces-creation-of-anti-bail-
out-movement (letzter Zugriff: 17.8.2015).
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zuführen. Während sie sich lange grundsätzlich gegen jegliche Privatisierung gestellt und 
sogar gefordert hatte, dass im Falle von Privatisierungen lokale Behörden bei der Einstel-
lung von Beschäftigten ein Mitspracherecht haben müssten, womit einer lokalen Klientel-
politik Vorschub geleistet werden würde, akzeptierte sie Mitte August 2015 dann doch, 
dass 14 Regionalflughäfen an Fraport für 40 Jahre verpachtet werden. Dafür erhält Athen 
eine Einmalzahlung von 1,234 Mrd. Euro, eine Pacht von jährlich 22,9 Mrd. Euro und 
Fraport verpflichtet sich zu Investitionen in Höhe von 1,4 Mrd. Euro.20

Nachdem das griechische Parlament am 13./14. August 2015 für ein drittes Hilfspaket 
gestimmt hatte – abermals ermöglicht durch Stimmen der Opposition –, konnten die Euro-
Finanzminister am 14. August 2015 die Konditionen für die Finanzhilfe festschreiben. Bei 
dem zu erwirtschaftenden Primärdefizit kamen diese Griechenland entgegen. 2015 wird 
ein Defizit von 0,25 Prozent und 2016 ein Überschuss von 0,5 Prozent des BIP akzeptiert.  
Durch Bekämpfung der Steuerhinterziehung und Erhöhung der Steuern sollen die Staats-
einnahmen erhöht und durch Reformen im Rentensystem und der öffentlichen Verwaltung 
die  Ausgaben  gesenkt  werden.  Die  Überwachung durch  Kommission,  EZB,  IWF und 
nunmehr auch ESM wird fortlaufen.21 Der IWF selbst ist nicht von Anfang an beteiligt, 
weil seine Finanzhilfen noch bis Frühjahr 2016 laufen. Der IWF drängt weiterhin darauf, 
die Schuldentragfähigkeit Griechenlands zu gewährleisten. Die Euro-Staaten verweigerten 
im August 2015 weiterhin einen formellen Schuldenschnitt, stellten aber eine Senkung der 
Schuldenlast durch Verlängerung der Kreditlaufzeiten und der Zinsen in Aussicht.

Nachdem die Parlamente in Lettland, Litauen, Estland, Finnland und Spanien dem drit-
ten Hilfspaket zugestimmt hatten, taten dies auch das niederländische Parlament und der 
Deutsche Bundestag am 19. August 2015. Der ESM-Gouverneursrat konnte damit eine 
erste Tranche in Höhe von 26 Mrd. Euro freigeben. 10 Mrd. Euro davon sind für die Reka-
pitalisierung griechischer Banken vorgesehen. 3,2 Mrd.  Euro plus Zinsen konnte Grie-
chenland an die EZB zurückzahlen. Anders als bei Zypern kommt es bei Griechenland 
nicht zu einem „bail-in“. Die Bankanleger werden also geschont und die Gläubiger zur 
Finanzierung herangezogen. Ein Tag nach Freigabe der ersten Tranche erklärte Tsipras 
seinen Rücktritt und Neuwahlen für den 20. September, wodurch er die Parlamentskandi-
daten für seine Partei benennen und die parteiinterne kommunistische Opposition in die 
Schranken weisen kann. Die SYRIZA-Gegner der  Reformpolitik haben zwar unter der 
Führung von Lafazanis die Gründung einer neuen Partei (Volkseinheit) angekündigt und 
mindestens 25 Abgeordnete die Fraktion verlassen, jedoch haben sie wenig Zeit, sich für 
einen Wahlkampf zu formieren, was den Widerstand gegen die Umsetzung der Gläubiger-
vereinbarungen abbauen kann. In jedem Fall  verliert  Griechenland in einem kritischen 
Moment Zeit durch die Konzentration auf parteipolitische Auseinandersetzungen.

Griechenland ist von der aktuellen Flüchtlingsproblematik völlig überfordert. Die Zahl 
der Flüchtlinge, die aus der Türkei nach Griechenland kommen, hat sich im ersten Quartal 
2015 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum fast vervierfacht. Von Januar bis März 2015 
wurden 10.445 Migranten aufgegriffen, die meisten davon aus Syrien. Im ersten Quartal 
2014 waren es 2.863. Im Juli 2015 kamen 50.000 Flüchtlinge nach Griechenland, mehr als 
im ganzen Jahr 2014. Von den Flüchtlingen haben aber nur 6.200 Personen einen Asylan-
trag in Griechenland gestellt. Mittlerweile beklagt man in der Ehemaligen Jugoslawischen 
Republik Mazedonien, dass Flüchtlinge mit Bussen an die griechisch-mazedonische Gren-

20 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Hoffnung für Fraport in Griechenland, 19.8.2015.
21 Protothema News:  Full Eurogroup statement on 3rd Greek bailout, 14.8.2015, abrufbar unter:  http://en. 

protothema.gr/full-eurogroup-statement-on-3rd-greek-bailout/ (letzter Zugriff: 17.8.2015).
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ze gebracht würden, damit sie von dort weiter nach Europa reisen. In Skopje wurden seit 
Mitte Juni 2015 jeden Tag 2.000 Flüchtlinge gezählt.  Wegen des Flüchtlingsstroms hat 
Mazedonien am 20. August 2015 den Ausnahmezustand erklärt und die Grenze zu Grie-
chenland an einer wichtigen Route blockiert.
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